
  24.01.2019 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.01.2019 

Geschäftszahl 

Ra 2018/21/0191 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2014/22/0055 E 30. Juli 2015 RS 2 

Stammrechtssatz 

Es kann nicht gesagt werden, dass eine in drei Jahren erlangte Integration keine außergewöhnliche, die 
Erteilung eines Aufenthaltstitels rechtfertigende Konstellation begründen "kann" und somit schon allein 
auf Grund eines Aufenthaltes von weniger als drei Jahren von einem deutlichen Überwiegen der 
öffentlichen gegenüber den privaten Interessen auszugehen ist. Da es sich bei der Aufenthaltsdauer um 
einen von mehreren im Zuge der Interessenabwägung zu berücksichtigenden Umständen handelt, ist die 
Annahme eines "Automatismus", wonach ein Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels bei Vorliegen 
einer Aufenthaltsdauer von nur drei Jahren jedenfalls abzuweisen wäre, verfehlt. Allerdings hat der 
VwGH bereits zum Ausdruck gebracht, dass einer Aufenthaltsdauer von weniger als fünf Jahren für sich 
betrachtet noch keine maßgebliche Bedeutung für die durchzuführende Interessenabwägung zukommt 
(Hinweis E 23. Juni 2015, Ra 2015/22/0026 und 0027). Eine zum Zeitpunkt der Entscheidung durch das 
VwG vorliegende Aufenthaltsdauer von knapp unter drei Jahren kann daher für sich genommen keine 
maßgebliche Verstärkung der persönlichen Interessen der Fremden an einer Titelerteilung bewirken. 
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